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ZPO § 511

Zur Frage, ob ein Dritter, der infolge einer Ver­
wechslung im Rubrum eines Urteils als Partei genannt 
ist, Berufung gegen dieses Urteil einlegen kann.
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
am 9. November 1977 durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier 
und die Richter Claßen, Hoffmann, Wolf und Merz

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde des Berufungs­
klägers wird der Beschluß des 12. Zivilsenats 
in Darmstadt des Oberlandesgerichts Frankfurt 
am Mai vom 4. Mai 1977 aufgehoben.

Die Sache wird zur Verhandlung und Entscheidung 
über die Berufung an das Berufungsgericht zurück 
verwiesen, dem auch die Entscheidung über die 
Kosten des Beschwerdeverfahrens übertragen wird.

G r ü n d e  :

Die Klägerin erwirkte einen Zahlungsbefehl gegen 
die "Firma CaflHIHft und VeflHIB Inhaber Tiziano VeflHÜB 
H l  N M B H H P s t r .  S "  und benannte einen Zustel­
lungsbevollmächtigten, an den die Zustellung des Zahlungsbe­
fehls erfolgte. Nachdem Rechtsanwalt SfllHP für die Beklag­
te Widerspruch gegen den Zahlungsbefehl eingelegt hatte, wur­
de der Rechtsstreit an das Landgericht Darmstadt verwiesen.
In der Klage erwi de rung bestritt Rechtsanwalt Sigwart die Zu­
ständigkeit dieses Gerichts und trug u.a. vor, Dr. Ca^K- 
U t B  und Giuseppe VeflHHB, die in Rflfc»wohnten, hätten sich 
zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen, um ein Bau-
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Vorhaben in O f l M l  durchzuführen; die im Zahlungsbefehl 
genannte Anschrift sei die Baustelle in Q f l M B R ,  die 
nicht mehr betrieben werde; überdies sei Dr. C a M M  ver 
storben. Die Klägerin änderte daraufhin ihren Antrag dahin, 
daß Beklagte die "Arbeitsgemeinschaft C a V H M  und VeVÄ- 
S )  vertreten durch den Gesellschafter Giuseppe V e H P n 
sei. Im Termin vom 13- März 1975 nahm der Prozeßbevollmäch­
tigte der Klägerin Bezug auf den Antrag des Zahlungsbefehls 
"wobei er klarstellte, daß Beklagter nur Tiziano V e f l i B  
sei". Das Landgericht gab der Klage statt. In seinem Urteil 
ist als Beklagter "Tiziano V e V W »  V I  O W / V >  
N W B s t r .  V  genannt. Gegen dieses Urteil wurde für 
"Tiziano V e M *  O f l W / M V  N W V ^ s t r .  ■ "  Beru­
fung eingelegt. In der Berufungsbegründung wurde vorgetra­
gen, die Klägerin habe möglicherweise eine Forderung gegen 
die Arbeitsgemeinschaft C a M W  und VeVH^fe ; Tiziano 
V e V P  sei jedoch an dieser Arbeitsgemeinschaft nicht be­
teiligt gewesen, sein Vater Giuseppe V e V M  sei Mitglied 
der Arbeitsgemeinschaft gewesen; der erstinstanzliche Pro­
zeßbevollmächtigte habe möglicherweise angenommen, daß 
Tiziano ein weiterer Vorname des Giuseppe V e V V  sei.

Das Berufungsgericht hat mit Beschluß vom 
4. Mai 1977 die Berufung des Tiziano V e V P  als unzuläs­
sig verworfen, weil sich das angefochtene Urteil nicht ge­
gen ihn richte. Die hiergegen eingelegte sofortige Be­
schwerde ist zulässig und begründet.

1. Zur Einlegung der Berufung ist derjenige be­
fugt, gegen den sich das Urteil richtet (BGHZ 4, 328, 332; 
Thomas/Putzo, ZPO 8. Aufl. § 511 Anm. 2 a; Stein/Jonas/
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Grunsky, ZPO 19. Aufl. § 511 Anm. Ill 1). Dabei ist zu be­
rücksichtigen, welcher Sinn der von der Klägerin gewähl­
ten Parteibezeichnung beizulegen ist, wie die Erklärung 
der Klägerin objektiv zu deuten ist. Bei unrichtiger äuße­
rer Bezeichnung ist grundsätzlich die Person als Partei 
anzusprechen, die erkennbar durch die Parteibezeichnung be­
troffen werden soll (BGHZ 4, 328, 334; Thomas/Putzo, aaO 
Vorbem. § 50 Anm. Ill 1; Stein/Jonas/Pohle, aaO vor § 50 
Anm. Ill 1 und 1 a).

2. a) Hier hat das Berufungsgericht Tiziano Ve- 
nicht als Prozeßpartei angesehen. Die Klägerin hatte 

zwar die Klage zunächst gegen die "Firma C a f l B H H B  und Ve- 
M H M  Inhaber Tiziano VeflBHt" gerichtet. Abgesehen da­
von, daß sie in der Folge beantragt hatte, die "Arbeitsge­
meinschaft C a f l B B l  und Vefll^B, vertreten durch den Ge­
sellschafter Giuseppe VeflHBB" zur Zahlung zu verurteilen, 
hatte sie Giuseppe V e 4 H H ^  als Gesellschafter der Arbeits­
gemeinschaft in O H I H I P  in Anspruch genommen. Sie hatte 
geltend gemacht, daß die Arbeitsgemeinschaft und
4 H H P  in O M H H i  eine Baustelle gehabt habe und daß die 
Lieferungen, deren Bezahlung sie verlangt, an die Arbeits­
gemeinschaft in OflHHIH) gegangen seien, deren Gesell­
schafter Giuseppe war, mit der Tiziano VeflHIM
Jedoch nichts zu tun gehabt hatte. Die Klage richtete sich 
also gegen Giuseppe Ve^HHI. Daran ändert nichts, daß der 
Prozeßhevollmächtigte der Klägerin im Termin vom 13* März 1975 
ersichtlich infolge eines Versehens erklärte, "daß Beklag­
ter nur Tiziano V e ^ ^ H D  sei".

v ,e-

b) Indessen darf auch derjenige Berufung einle- 
gen, gegen den sich das Urteil richtet, obwohl er im Pro­
zeß nicht als Partei beteiligt war, wie das bei Verwechs-
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lungen der Identität vorkommt (Wieczorek, Großkommentare 
der Praxis, ZPO, 2. Aufl. § 511 Rdn. K I a 1). Es muß näm­
lich jedem, der durch eine unrichtige Bezeichnung in dem 
Urteil betroffen ist, das Recht eingeräumt werden, denje­
nigen Rechtsbehelf geltend zu machen, der zur Beseitigung 
des Urteils gegeben ist (OLG Braunschweig OLG Rspr. 23,
145, 147; vgl. auch OLG Köln JW 1928, 742, 743). Das muß 
auch dann gelten, wenn, wie hier, der im Urteil als Beklag­
ter zur Zahlung Verurteilte nicht in dem im Urteil angege­
benen Orte wohnt oder gewohnt hat.

aa) Denn es ist fraglich, ob dieser sich andern­
falls gegen eine Zwangsvollstreckung mit Erfolg wehren 
könnte. An den Voraussetzungen für eine Vollstreckungsge­
genklage gemäß § 767 ZPO fehlt es. Ob die mangelnde Identi­
tät zwischen dem, gegen den sich das Urteil nach dem Rubrum 
richtet, und demjenigen, gegen den eine Zwangsvollstreckung 
erfolgt, gemäß § 766 ZPO bei der Vollstreckung geltend ge­
macht werden könnte, ist zweifelhaft (OLG Braunschweig aaO). 
Denn insoweit handelt es sich schwerlich um Einwendungen ge­
gen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung.

bb) Eine andere Beurteilung ist auch nicht des­
halb gerechtfertigt, weil ein Antrag auf Berichtigung des 
Rubrums ein einfacherer und billigerer Weg wäre. Eine Be­
richtigung der Parteibezeichnung fällt zwar jedenfalls dann 
unter § 319 ZPO, wenn die richtige Partei am Prozeß betei­
ligt war (Baumbach/Lauterbach/Hartmann/Albers, ZPO, 35. Aufl. 
§319 Anm. 2 A; Stein/Jonas/Schumann/Leipold, ZPO, 19. Aufl. 
§319 Anm. I 5). Die Berichtigung kann sowohl von Amts we­
gen wie auf Antrag einer Partei geschehen (Baumbach/Lauter- 
bach/Albers/Hartmann aaO § 319 Anm. 3 ; Stein/Jonas/Schu­
mann/Leipold aaO § 319 Anm. II 1). Eine Berichtigung von

J



Amts wegen ist nicht erfolgt. Tiziano ist nicht
Partei, kann also eine Berichtigung des Urteils nicht be­
antragen. Überdies kann nach der überwiegenden Rechtspre­
chung selbst eine Partei anstatt des Antrags nach § 319 
ZPO oder neben ihm die Beseitigung der Unrichtigkeit des 
Urteils, soweit sie dadurch beschwert ist, durch ein 
Rechtsmittel herbeiführen (Stein/Jonas/Schumann/Leipold 
aaO § 319 Anm. II 4). Es kann nämlich zweifelhaft sein, 
ob überhaupt und insbesondere wann dem Berichtigungsan­
trag stattgegeben wird. Geschähe das nicht innerhalb der 
Berufungsfrist, so hätte ein Dritter, der als Partei be­
nannt wurde, obwohl er nicht am Rechtsstreit beteiligt 
war, keine Möglichkeit, eine Beseitigung des ihm nachteili­
gen Urteils zu erreichen.

cc) Es kommt daher nicht darauf an, ob, wie das 
Berufungsgericht gemeint hat, Tiziano V e f l H B  sich nach 
dem Abkommen der Europäischen Gemeinschaft über die ge­
richtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtli­
cher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27. September 1968 (BGBl 1972 II 774) gegen eine Zwangs­
vollstreckung erfolgreich wehren könnte.

3. Auf die sofortige Beschwerde des Berufungs­
klägers war daher der angefochtene Beschluß aufzuheben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Ihm



war auch die Entscheidung über die Kosten des Beschwerde­
verfahrens zu übertragen (vgl. BGH Beschluß vom 15. Dezem 
ber 1959 - VIII ZB 29/59 = VersR I960, 181).

Braxmaier Claßen Hoffmann
Wolf Merz
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